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Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Mannheim
vom 08.08.2018 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu
erstatten.

Â 

Tatbestand

Zwischen den Beteiligten ist die WeitergewÃ¤hrung von Verletztengeld Ã¼ber den
03.06.2013 hinaus und nach dessen Ende die GewÃ¤hrung von Verletztenrente
streitig und in diesem Zusammenhang die Frage, ob ein diagnostizierter Schaden
der Peroneussehne links und eine pAVK (periphere arterielle Verschlusskrankheit)
am linken FuÃ�/Bein Unfallfolgen sind. 

Die im Oktober 1967 geborene KlÃ¤gerin war zur Zeit des â�� von der Beklagten
anerkannten â�� Arbeitsunfalls am 15.04.2013 als Reinigungskraft bei der EGmbH
versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt, als sie wÃ¤hrend der AusÃ¼bung ihrer

                             1 / 15



 

TÃ¤tigkeit auf dem WerksgelÃ¤nde von hinten von einem Gabelstapler angefahren
wurde, der mit einer Gitterbox beladen war. Dabei lÃ¶ste sich von dieser eine
Metallklappe (ca. 40 bis 50 kg schwer) und prallte hinten an ihre linke Wade/ihren
linken Unterschenkel an. Die KlÃ¤gerin arbeitete zunÃ¤chst weiter, stellte sich aber
am Abend wegen Schmerzen beim Laufen dem K, N-Kliniken in M, vor. Dieser
diagnostizierte eine Prellung des linken Unterschenkels und erhob folgenden
Befund: 15 x 10 cm groÃ�es HÃ¤matom dorsal an der linken Wade, intakte
HautverhÃ¤ltnisse, Wade weich, kein Anhalt fÃ¼r Kompartement-Syndrom,
Durchblutung, Motorik und SensibilitÃ¤t (DMS) intakt, volle Kraft der FuÃ�senker,
Achillessehne ohne pathologischen Befund, krÃ¤ftig tastbar. Die
RÃ¶ntgenuntersuchung des Unterschenkels mit Knie- und Sprunggelenk ergab
keinen Hinweis auf eine knÃ¶cherne Verletzung. ArbeitsunfÃ¤higkeit wurde bis zum
21.04.2013 bescheinigt und die KlÃ¤gerin mit einem Kompressionsverband,
Schmerzmitteln und GehstÃ¼tzen versorgt.

Bei fortbestehenden Beschwerden stellte sich die KlÃ¤gerin am 02.05.2013 im S-
Klinikum A, B, vor. Die Ã�rzte befundeten ein HÃ¤matom (ca. 10 x 25 cm) und
keinen Druckschmerz im Bereich der linken Wade, keine RÃ¶tung, keine
Schwellung, einen mÃ¤Ã�igen Druckschmerz Ã¼ber dem InnenknÃ¶chel, keinen
Druckschmerz Ã¼ber dem Malleolus lateralis und Ã¼ber dem distalen oder
proximalen Unterschenkel. 

Am 03.05.2013 war die KlÃ¤gerin im S-Klinikum M1 vorstellig, wo sie einen
Druckschmerz Ã¼ber dem linken Unterschenkel lateral angab und sich eine
oberflÃ¤chige HÃ¤matomschwellung ohne EntzÃ¼ndungszeichen und eine
schmerzhaft eingeschrÃ¤nkte Beweglichkeit im linken oberen Sprunggelenk (OSG)
und im MittelfuÃ� bei stabiler BandfÃ¼hrung zeigte. Die Ã�rzte diagnostizierten
eine Unterschenkelprellung mit subkutanem HÃ¤matom. Bei der dortigen
Vorstellung am 07.05.2013 zeigte sich eine leichte Druckdolenz Ã¼ber dem
AuÃ�enknÃ¶chel und im Bereich des gesamten Kniegelenkes ohne
Kniegelenkserguss und bei stabiler BandfÃ¼hrung. Die Ã�rzte bescheinigten
ArbeitsunfÃ¤higkeit bis 22.05.2013.

Am 10.05.2013 wurde die KlÃ¤gerin von dem S1 untersucht, bei dem die KlÃ¤gerin
Missempfindungen am linken Unterschenkel lateral angab und der eine
HÃ¤matomschwellung bis zum lateralen FuÃ�rand reichend, eine noch bestehende
Schwellung am linken OSG ventral und lateral, eine dorsale Extension bis 10Â° und
Plantarflexion bis 30Â° bei freier Pro- und Supination sowie eine palpatorisch
durchgehend intakte Achillessehne befundete. Die Sonographieuntersuchung der
linken Wade zeigte eine gering umschriebene HÃ¤matombildung der distalen
lateralen Wade.

Eine am 21.05.2013 im Radiologischen Zentrum E1 durchgefÃ¼hrte MRT-
Untersuchung der linken unteren ExtremitÃ¤t zeigte nach Auswertung des
Radiologen ein leichtes KontusionsÃ¶dem der lateralen Muskulatur des subkutanen
Fettgewebes bei Ausschluss einer knÃ¶chernen LÃ¤sion.

Weitere Untersuchungen erfolgten am 23.05.2013 (G, N-Kliniken M: bei wiederholter
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Untersuchung kein Druckschmerz reproduzierbar, freie Beweglichkeit im
Sprunggelenk, Zehenspitzengang frei; leichtes Schonhinken, das allerdings nicht
reproduzierbar war; Abschluss der berufsgenossenschaftlichen Heilbehandlung mit
dem 27.05.2013; ArbeitsunfÃ¤higkeit bis 27.05.2013) und am 27.05.2013 (V:
deutlich linksseitiges Schonhinken, Druckschmerz Ã¼ber der Tibialis anterior-Loge
und in der Wadenmuskulatur, Wade selbst weich, Druckschmerz am
FibulakÃ¶pfchen und Ã¼ber der Tibia selbst, keine sicheren neurologischen
Ausfallerscheinungen, OSG frei beweglich). V bescheinigte ArbeitsfÃ¤higkeit ab
03.06.2013. 

Am 18.06.2013 erfolgte â�� unfallunabhÃ¤ngig â�� eine Arthroskopie des linken
HÃ¼ftgelenks wegen VerschleiÃ�erscheinungen (Coxarthrose) und damit
verbundenem hochgradigen Innenrotationsschmerz im S-Klinikum M1 (S2). Bei der
dortigen Kontrolluntersuchung am 19.08.2013 zeigte sich die KlÃ¤gerin mit dem
Ergebnis zufrieden, gab jedoch an, weiter unter den Beschwerden am linken
Unterschenkel zu leiden. S2 befundete eine freie Beweglichkeit des linken OSG,
normale Weichteile im Unterschenkel ohne RÃ¶tung oder EntzÃ¼ndungsanzeichen
und vermerkte in seinem Bericht â��diffuse Beschwerdeangaben bei Belastung,
mehr dorsalseitigâ��. Vom 10.06.2013 bis 02.08.2013 bescheinigte der G1
ArbeitsunfÃ¤higkeit wegen Coxarthrose.

Die KlÃ¤gerin war am 18.09.2013 wegen Schmerzhaftigkeit insbesondere im
Bereich des linken OSG in der B1 Unfallklinik in L (BGU) vorstellig. Die Ã�rzte
befundeten ein freies Gangbild ohne Hinken, eine intakte DMS, eine freie
Beweglichkeit des linken OSG und unteren Sprunggelenkes (USG) sowie reizlose
Weichteile. Die KlÃ¤gerin gab einen deutlichen Druckschmerz im Bereich des
AuÃ�enknÃ¶chels lateralseitig sowie antero lateral an. 

Bei der weiteren dortigen Vorstellung am 27.09.2013 gab die KlÃ¤gerin
persistierende Schmerzen und ein Belastungsdefizit am linken Sprunggelenk mit
Ausstrahlung in den Unterschenkel an. Die Beweglichkeit des linken OSG zeigte sich
frei, ein Druckschmerz wurde nicht angegeben. Die dort am selben Tag
durchgefÃ¼hrte MRT-Untersuchung des linken OSG zeigte nach Auswertung der
Ã�rzte der BGU kein FrakturÃ¶dem, keinen Verhalt in den Weichteilen, eine
regelrechte Stellung der Gelenke, ein intaktes Deltaband, einen intakten
AuÃ�enbandapparat und intakte SyndesmosenbÃ¤nder. Es zeigte sich keine
Sehnenverletzung, Reizung oder Dislokation. Nach den AusfÃ¼hrungen der Ã�rzte
der BGU seien Unfallfolgen nicht objektivierbar. Sie empfahlen den Abschluss des
berufsgenossenschaftlichen Heilverfahrens. Eine Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit
(MdE) in rentenberechtigendem AusmaÃ� sei nicht verblieben.

Eine am 09.05.2014 durchgefÃ¼hrte MRT des Sprunggelenkes zeigte nach
Auswertung des Radiologen (Radiologisches Zentrum E1) einen residuellen
ossÃ¤ren Reizzustand der distalen Tibia und im subkutanen Weichteilgewebe
ventral betont sowie eine kleine subchondrale LÃ¤sion an der dorsomedialen
Talusschulter links, â��vereinbar mit einer Osteochondrosis dissecansâ��. 

Der KlÃ¤gerin wurde vom 16.05.2014 bis 23.06.2014 von B1 ArbeitsunfÃ¤higkeit

                             3 / 15



 

bescheinigt wegen einer Osteochondrosis dissecans, nicht nÃ¤her bezeichnete
Fraktur und Prellung.

Bei einer am 20.05.2014 erfolgten Vorstellung in der BGU (Befund: frei bewegliches
linkes Sprunggelenk, kein Druckschmerz im Bereich des Sprunggelenkes und
distalen Unterschenkels, kein Bewegungsschmerz) sahen die Ã�rzte nach
Auswertung der MRT-Aufnahmen (â��Allenfalls minimale Befunde, die kein Korrelat
zu den beschriebenen Schmerzen aufweisen.â��) keinen Zusammenhang zwischen
den Befunden, vorgetragenen Schmerzen und dem Unfallereignis. Sie empfahlen
die Vorstellung bei einem Schmerztherapeuten zur Einleitung einer multimodalen
Schmerztherapie zu Lasten der gesetzlichen Krankenkasse (GKV). In der tags darauf
erfolgten Vorstellung bei G und R, N-Kliniken M (Befund: freies und flÃ¼ssiges
Gangbild ohne Hinken, keine Differenz in der Weichteilbemantelung beider Beine,
Zehenspitzengang und Hackenstand problemlos mÃ¶glich), schlossen sich die
Ã�rzte der EinschÃ¤tzung der Ã�rzte der BGU an. Eventuell solle eine
psychosomatische Mitbehandlung zu Lasten der GKV erfolgen. 

Bei einer am 04.06.2014 erfolgten Vorstellung bei S2 zeigte sich ein unauffÃ¤lliger
klinischer Befund des linken Sprunggelenks, die Einleitung einer Schmerztherapie
wurde empfohlen. Er diagnostizierte einen Reizzustand der distalen Tibia und ging
davon aus, dass â��doch ein eindeutiger Zusammenhang mit der schweren Prellung
aus dem Jahre 2013â�� bestÃ¼nde. 

Eine am 15.07.2014 von dem P, M, durchgefÃ¼hrte MRT-Untersuchung des linken
OSG zeigte nach dessen Auswertung einen plantaren Fersensporn mit geringem
KnochenmarksÃ¶dem sowie Signalanhebungen der ansetzenden
Plantaraponeurose, diskrete Arthrosen an den GelenkflÃ¤chen des OSG und des
Subtalargelenkes sowie des Talonavikulargelenkes, keinen Gelenkerguss, keinen
Hinweis auf ligamentÃ¤re Verletzungen sowie eine im AuÃ�enknÃ¶chel vertikal
verlaufende Linie, die leicht gekrÃ¼mmt ist, ohne signifikantes KnochenÃ¶dem. Die
in der MRT zuvor dargestellten geringen Ã¶dematÃ¶sen
KnochenmarksverÃ¤nderungen in der AuÃ�enknÃ¶chelspitze und den umgebenden
Weichteilen waren vollstÃ¤ndig zurÃ¼ckgebildet.

Am 18.07.2014 stellte sich die KlÃ¤gerin in der V1 Klinik, B2, vor (Befund: freie
Beweglichkeit Sprunggelenk, keine BandinstabilitÃ¤ten, keine Weichteilschwellung,
keine HÃ¤matomverfÃ¤rbung, Druckschmerz lateralseitig am linken Unterschenkel,
DMS intakt), in der die Ã�rzte erklÃ¤rten, dass es zu den von der KlÃ¤gerin
beschriebenen Beschwerden im linken Unterschenkel kein morphologisches Korrelat
gebe. 

Am 04.09.2014 wurde die KlÃ¤gerin in der Uklinik H, Klinik fÃ¼r OrthopÃ¤die und
Unfallchirurgie, vorstellig (Befund: im Bereich des Unterschenkels komplett reizlose
WeichteilverhÃ¤ltnisse, kein Druckschmerz Ã¼ber dem Sprunggelenk, regelrechte
freie Beweglichkeit). Die dortigen Ã�rzte sahen keinen anatomischen Grund fÃ¼r
die Beschwerdesymptomatik.

Eine am 12.09.2014 im Radiologischen Zentrum E1 durchgefÃ¼hrte MRT-
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Untersuchung des linken Sprunggelenkes zeigte nach Auswertung des Radiologen
â��weiterhinâ�� eine geringe subchondrale LÃ¤sion im Bereich der dorsomedialen
Talusschulter links im Verlauf ohne wesentliche BefundÃ¤nderung im Rahmen einer
Osteochondrosis dissecans, â��bei Zustand nach AuÃ�enbandpartialrupturâ��
weiterhin geringer Reizzustand im Weichteilgewebe um den lateralen Malleolus und
geringer Gelenkerguss im OSG, im Bereich der distalen Fibula geringe ossÃ¤re
Reizung, differentialdiagnostisch bone bruise. 

C und B3, V1 Klinik, werteten die MRT-Untersuchung vom September 2014 aus und
sahen im Bereich des medialen Talus nur eine minimale osteochondrale LÃ¤sion,
die jedoch nicht nachvollziehbar sei. Sie gingen vielmehr von einer Auffaserung der
Peroneus brevis-Sehne links im Sinne eines Tendon Split-Syndroms mit
LÃ¤ngsruptur dieser Sehne aus, weshalb eine operative Indikation gesehen wurde.
Bei der dort am 15.10.2014 erfolgten stationÃ¤ren Aufnahme zeigte sich am linken
AuÃ�enknÃ¶chel dorsalseitig eine diskrete Schwellung bei einer auslÃ¶sbaren
deutlichen Druckdolenz im Bereich der Peronealsehnenloge und freier Beweglichkeit
im linken OSG sowie deutliche Beschwerden beim Ski-Hock-Test im Bereich der
Peronealsehnen ohne Luxationstendenz und fehlende InstabilitÃ¤tszeichen. Am
selben Tag fÃ¼hrte B3 eine operative Tenolyse und Naht der Peroneus-Sehne links
durch. Laut OP-Bericht bestÃ¤tigte sich der LÃ¤ngsriss der Peroneus brevis-Sehne
dorsalseitig. ZusÃ¤tzlich zeigten sich im Bereich des Sehnenfaches deutlich
synovitisch bzw. tendovaginitisch entzÃ¼ndliche VerÃ¤nderungen. Die Peroneus
longus-Sehne zeigte sich unauffÃ¤llig, das Sehnengleitgewebe war entzÃ¼ndlich
verÃ¤ndert. Am 18.10.2014 wurde die KlÃ¤gerin aus der stationÃ¤ren Behandlung
entlassen.

Am 09.03.2015 erfolgte auf Grund seitens der KlÃ¤gerin angegebenem, seit drei
Monaten bestehendem KÃ¤ltegefÃ¼hl im Bereich des linken FuÃ�es eine
gefÃ¤Ã�chirurgische AbklÃ¤rung mittels MR-Angiographie im S-Klinikum A, bei der
ein GefÃ¤Ã�verschluss, insbesondere eine pAVK als Ursache ausgeschlossen wurde
(vgl. Berichte vom 02.03.2015, 10.03.2015, 17.04.2015 und erneut vom
22.06.2016). Die Untersuchung zeigte eine freie DurchgÃ¤ngigkeit sÃ¤mtlicher
GefÃ¤Ã�e und eine unauffÃ¤llige Darstellung des ventralen und dorsalen
FuÃ�bogens. Es fanden sich keine trophischen StÃ¶rungen und eine intakte Motorik
und SensibilitÃ¤t.

Eine neurologische Untersuchung durch den G2 Ende MÃ¤rz 2015 ergab bei
geklagten KÃ¤ltegefÃ¼hlen am linken Unterschenkel einen unauffÃ¤lligen Befund.

Nachdem die Krankenkasse der KlÃ¤gerin die Erstattung der in diesem
Zusammenhang entstandenen Kosten durch die Beklagte begehrte, holte die
Beklagte die beratungsÃ¤rztliche Stellungnahme des K1, Unfallchirurgie BGU, ein,
der nach Auswertung der MRT-Aufnahmen vom 21.05.2013, 27.09.2013,
09.05.2104 und 12.09.2014 einen Zusammenhang zwischen dem Unfall und den
Beschwerden nicht sah und ausfÃ¼hrte, dass die LÃ¤ngsspaltung der
Peronealsehne und der Reizzustand in der Sehnenscheide selbst ein typisch
degeneratives Geschehen sei.
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Mit Bescheid vom 07.05.2015 lehnte die Beklagte u.a. die GewÃ¤hrung einer
Verletztenrente und Verletztengeld Ã¼ber den 02.06.2013 hinaus wegen der Folgen
des Arbeitsunfalls ab. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte sie aus, dass der Arbeitsunfall zu
einer Prellung des linken Unterschenkels gefÃ¼hrt habe, die verheilt sei.
Unfallbedingte ArbeitsunfÃ¤higkeit wegen dieser Unfallfolge habe nur bis
02.06.2013 bestanden. Die darÃ¼ber hinaus noch bestehenden Beschwerden seien
nicht durch den Arbeitsunfall entstanden, sondern beruhten auf einer
verschleiÃ�bedingten LÃ¤ngsspaltung der Peronealsehne. Auf diese sei die weitere
ArbeitsunfÃ¤higkeit zurÃ¼ckzufÃ¼hren.

Ihren am 25.06.2015 eingelegten Widerspruch begrÃ¼ndete die KlÃ¤gerin mit der
Vorlage des Gutachtens des M2vom Medizinischen Dienst der Krankenversicherung
(MDK) Baden-WÃ¼rttemberg vom 17.06.2015, wonach die Beschwerden mit hoher
Wahrscheinlichkeit auf den Arbeitsunfall zurÃ¼ckzufÃ¼hren seien. 

Die Beklagte holte das Gutachten des K2, Klinik fÃ¼r Unfallchirurgie und
OrthopÃ¤die K3hospital S3, ein, der nach Untersuchung der KlÃ¤gerin am
18.02.2016 einen Zusammenhang zwischen dem Unfall und der LÃ¤ngsspaltung der
Peronealsehne verneinte. Unfallfolge sei lediglich eine Prellung des Unterschenkels
und des OSG links gewesen. Eine LÃ¤ngsspaltung der Peronealsehne sei in den
initial durchgefÃ¼hrten MRT-Bildern nicht nachgewiesen.
BehandlungsbedÃ¼rftigkeit habe bis zum 02.06.2013 bestanden,
ArbeitsunfÃ¤higkeit auf Grund des Unfalls bis zum 27.05.2013. Seitdem bestÃ¼nde
unfallbedingt keine EinschrÃ¤nkung der ErwerbsfÃ¤higkeit auf dem Gesamtgebiet
des Erwerbslebens mehr. Die aktuell angegebenen Beschwerden (Schmerzen im
Bereich der OP-Narbe am AuÃ�enknÃ¶chel, vor allem bei FuÃ�drehung nach innen;
permanentes SteifigkeitsgefÃ¼hl im ventralen Sprunggelenk, rezidivierendes
Druck- und BrenngefÃ¼hl unterhalb vom InnenknÃ¶chel und der Wade links,
KÃ¤ltegefÃ¼hl vor allem am FuÃ�rÃ¼cken und AuÃ�enknÃ¶chelbereich, zum Teil
KrÃ¤mpfe in den Zehen, ab und zu Druckschmerzen am Oberschenkel ventral,
bewegungsabhÃ¤ngige Schmerzen linke HÃ¼fte, Schmerzen linkes Bein nach ca.
100 m laufen) seien auf Grund der Peronealsehnen-OP vorhanden und stÃ¼nden
nicht im Zusammenhang mit dem Unfallgeschehen. Die LÃ¤ngsspaltung der
Peronealsehne sei degenerativer Natur. Die Beweglichkeit des OSG und USG zeigte
sich frei. Am linken Unterschenkel zeigte sich im Seitenvergleich eine minimale
Umfangsminderung.

Hierauf gestÃ¼tzt wies die Beklagte den Widerspruch mit Widerspruchsbescheid
vom 19.09.2016 zurÃ¼ck. 

Am 11.10.2016 hat die KlÃ¤gerin Klage zum Sozialgericht Mannheim (SG) erhoben,
mit dem Begehren, die Beklagte zu verurteilen, das Tendon Split-Syndrom mit
LÃ¤ngsruptur der Peroneus brevis-Sehne links als Unfallfolge anzuerkennen und
Verletztengeld Ã¼ber den 02.06.2013 hinaus sowie im Anschluss daran
Verletztenrente zu gewÃ¤hren. Zur BegrÃ¼ndung hat sie eine Stellungnahme des V
vorgelegt.

Das SG hat nach Beiziehung der bildgebenden Befunde von Amts wegen das
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Gutachten nach Aktenlage des P1 eingeholt. Dieser ist zu dem Ergebnis gelangt,
dass der Arbeitsunfall zu keiner Verletzung der â�� seitlich hinter dem
AuÃ�enknÃ¶chel verlaufenden und fÃ¼r die FuÃ�senkung sowie
FuÃ�auÃ�enrandhebung und Abduktion zustÃ¤ndigen â�� Peronealsehnen des
linken FuÃ�es gefÃ¼hrt habe. HierfÃ¼r sprÃ¤chen die zeitnah zum Unfall
erhobenen klinischen und radiologischen Befunde. Gegen eine unfallbedingte
LÃ¤sion der Peroneussehne spreche, dass am Unfalltag eine volle Kraft der
FuÃ�senker und ein unauffÃ¤lliger Tastbefund Ã¼ber der Achillessehne
dokumentiert sei. Hinzu komme, dass im Mai 2013 ein Druckschmerz nicht Ã¼ber
dem AuÃ�en-, sondern Ã¼ber dem InnenknÃ¶chel angegeben und eine
unauffÃ¤llige Pro- und Supination dokumentiert worden sei und dass bei
uneingeschrÃ¤nktem Zehenspitzengang ein schmerzfreies Anheben des
FuÃ�auÃ�enrandes dokumentiert sei. In der Folge seien unfallnah mehrere MRT-
Untersuchungen durchgefÃ¼hrt worden, die keine Hinweise fÃ¼r eine relevante
Verletzung/Zusammenhangstrennung der im Bereich des linken Sprunggelenkes
gelegenen weichteiligen und knÃ¶chernen Strukturen gegeben hÃ¤tten. Erstmals in
der MRT vom 12.09.2014 â�� 17 Monate nach dem Unfallereignis â�� hÃ¤tten sich
geringe Reizerscheinungen mit leichter Konturunruhe der Peroneussehne gezeigt.
Im Hinblick auf die unfallnah erhobenen Befunde sei ein Zusammenhang mit der
intraoperativ beschriebenen LÃ¤ngsruptur der Peroneus brevis-Sehne mit dem
Unfall vom 15.04.2013 nicht wahrscheinlich zu machen. Eine
Zusammenhangstrennung anatomischer Strukturen (Muskeln, Sehnen, BÃ¤nder) sei
ebenso wie knÃ¶cherne Verletzungen durch mehrfache rÃ¶ntgenologische und
insbesondere kernspintomographische Untersuchungen ausgeschlossen worden.
Unfallfolge sei eine schwere Prellung des linken Unterschenkels gewesen. Eine
solche heile nach sechs Wochen aus. Nach diesem Zeitpunkt sei keine MdE
verblieben. Von einer Ausheilung sei somit zum 02.06.2013 auszugehen. Ã�ber
diesen Zeitpunkt hinaus habe keine unfallbedingte ArbeitsunfÃ¤higkeit bestanden.

Das SG hat mit Urteil vom 08.08.2018 die Klage abgewiesen und ausgefÃ¼hrt, dass
der Arbeitsunfall zu einer Prellung der linken Wade und des linken OSG gefÃ¼hrt
hat, die spÃ¤testens ab dem 03.06.2013 ausgeheilt gewesen seien. Daher bestehe
ab diesem Zeitpunkt kein Anspruch auf Verletztengeld und auch kein Anspruch auf
Verletztenrente. Die danach vorhandenen Beschwerden des linken Beines
bestÃ¼nden unfallunabhÃ¤ngig. Zur BegrÃ¼ndung hat das SG, gestÃ¼tzt auf das
Gutachten des P1, ausgefÃ¼hrt, dass die zeitnah zum Unfall dokumentierten
klinischen Befunde und jene der MRT-Untersuchungen vom 21.05.2013, 27.09.2013
und 09.05.2014 eine SchÃ¤digung der Peroneussehne gerade ausschlossen und ein
Anhalt fÃ¼r deren SchÃ¤digung erstmals in der MRT-Aufnahme vom 12.09.2014
bestanden habe und daher bereits kein naturwissenschaftlicher Zusammenhang
zwischen der SchÃ¤digung der Sehne und dem Unfallereignis bestehe. Weiter hat
es dargelegt, dass und warum es der Kritik von V und der EinschÃ¤tzung des MDK-
Gutachtens von M2nicht folgt.

Die KlÃ¤gerin hat am 05.12.2018 â�� gegen das ihrer damaligen
ProzessbevollmÃ¤chtigten am 05.11.2018 zugestellte â�� Urteil Berufung zum SG
eingelegt. Zur BegrÃ¼ndung hat sie im Wesentlichen zunÃ¤chst vorgetragen, es sei
bislang verkannt worden, dass nicht die Verletzung der operierten Peroneussehne
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Ursache ihrer â�� nach wie vor bestehenden â�� Beschwerden im linken Bein sei,
sondern eine bereits im Jahr 2013 in den S-Kliniken festgestellte posttraumatische,
unfallbedingte DurchblutungsstÃ¶rung im linken Bein. Hierzu hat sie einen
Entlassungsbericht der K4, V1 Klinik, vom 31.03.2019 Ã¼ber ihre stationÃ¤re
Behandlung vom 20. bis 31.03.2019 (Diagnosen: CRPS FuÃ� links bei Z.n.
Unfallereignis 2013, unklare posttraumatische DurchblutungsstÃ¶rung im Sinne
einer traumatischen pAVK linker Unterschenkel, Z.n. Peronealsehnen-Naht links
2014, Z.n. Arthroskopie linkes OSG und AusrÃ¤umung des Sinus tarsi 08/2017 bei
Sinus tarsi-Syndrom und Zyste im linken OSG; GelenkfunktionsstÃ¶rung im Sinne
einer HypomobilitÃ¤t OSG/USG und Tibiofibulargelenke; chronisch rezidivierende,
therapieresistente Lumbalgie bei initialer lumbosakraler Chondrose, initialer
Spondylarthrose L4 bis S1; rezidivierende HÃ¼ftgelenksbeschwerden links;
chronische SchmerzstÃ¶rung mit psychischen und somatischen Faktoren;
chronische MigrÃ¤ne; Morbus Meulengracht; V.a. funktionellen Vasospasmus linkes
Bein; Z.n. Ausschluss eines GefÃ¤Ã�verschlusses im Bereich des linken Beines und
FuÃ�es; Z.n. Nikotinabusus bis 2013) sowie den Arztbrief des S4 (V1 Klinik) vom
30.07.2019 vorgelegt. Ihre Beschwerden â�� so die KlÃ¤gerin â�� seien nicht mit
einer Verletzung der Peroneussehne bzw. deren postoperativem Zustand, sondern
mit einer DurchblutungsstÃ¶rung in Einklang zu bringen. Daher sei ein
gefÃ¤Ã�chirurgisches Gutachten einzuholen. Folge dieser sei auch die chronische
SchmerzstÃ¶rung und daher auch sie auf den Unfall zurÃ¼ckzufÃ¼hren. Im
weiteren Verlauf hat die KlÃ¤gerin vorgetragen, dass aus der Art und Weise des
Risses der Peroneussehne
â�� in LÃ¤ngsrichtung â�� nach Auffassung der behandelnden Ã�rzte zu schlieÃ�en
sei, dass sie im Rahmen des Unfallereignisses aufgetreten sei. DarÃ¼ber hinaus
gebe es Hinweise auf eine psychische Fehlverarbeitung des Unfallereignisses,
weshalb auch ein neurologisch-psychiatrisches Gutachten sowie ein
Schmerzgutachten einzuholen sei.

Die KlÃ¤gerin beantragt, 

das Urteil des Sozialgerichts Mannheim vom 08.08.2018 aufzuheben und die
Beklagte zu verurteilen, ihr unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 07.05.2015 in
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 19.09.2016 Verletztengeld Ã¼ber den
02.06.2013 hinaus und im Anschluss daran Verletztenrente zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt, 

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen. 

Der Senat hat auf Antrag der KlÃ¤gerin nach Â§ 109 Sozialgerichtsgesetz (SGG) das
Gutachten des A1, Leitender Oberarzt FuÃ�- und Sprunggelenk der V1 Klinik,
eingeholt, der nach Untersuchung der KlÃ¤gerin am 14.01.2020 und Auswertung
der bildgebenden Befunde ausgefÃ¼hrt hat, dass er â�� in Ã�bereinstimmung mit
den Vorgutachtern â�� in den ersten MRT-Aufnahmen nach dem Unfall keine
Verletzung der Peronealssehnen sehe. Bei der KlÃ¤gerin liege eine chronische
SchmerzstÃ¶rung mit psychischen und somatischen Faktoren der linken unteren
ExtremitÃ¤t sowie ein funktioneller Vasospasmus der linken unteren ExtremitÃ¤t
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vor. Es liege keine funktionelle GesundheitsstÃ¶rung im Bereich des linken FuÃ�-
und Sprunggelenkes vor. Das Unfallereignis sei nicht die Ursache dieser
GesundheitsstÃ¶rungen. Die KlÃ¤gerin habe am Unfalltag ein laterales
Anpralltrauma â�� was auch die Kontusion in der MRT vom 21.05.2013 deutlich
zeige â�� erlitten, das mÃ¶glicherweise zu einer Ã�berdehnung des InnenknÃ¶chels
gefÃ¼hrt haben kÃ¶nne. GrundsÃ¤tzlich sei ein traumatischer Peronealsehnen-Split
mÃ¶glich, jedoch nur wenn es zu einem Supinationstrauma des OSG gekommen sei.
Ein solches sei indes bei dem Anpralltrauma der Wade von lateral nicht erfolgt. Im
weiteren Verlauf habe auch durch die gefÃ¤Ã�chirurgischen Untersuchungen eine
GefÃ¤Ã�verletzung ausgeschlossen werden kÃ¶nnen. Bei der KlÃ¤gerin liege
unfallbedingt ein ausgeheilter Zustand nach Anpralltrauma des linken
Unterschenkels vor. Eine Ã�nderung der von der Beklagten nur bis 02.06.2013
anerkannten ArbeitsunfÃ¤higkeit ergebe sich nicht. Eine MdE liege nicht vor.

Zur weiteren Darstellung des Sachverhalts und des Beteiligtenvorbringens wird auf
die Prozessakten erster und zweiter Instanz und die vorgelegten Verwaltungsakten
Bezug genommen.

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die gemÃ¤Ã� den Â§Â§ 143, 144, 151 SGG zulÃ¤ssige Berufung der KlÃ¤gerin ist
unbegrÃ¼ndet.

Gegenstand des Rechtsstreits ist der Bescheid vom 07.05.2015 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 19.09.2016, mit dem die Beklagte u.a. die
GewÃ¤hrung von Verletztengeld Ã¼ber den 02.06.2013 hinaus sowie die
GewÃ¤hrung von Verletztenrente ablehnte.

Das SG hat die zulÃ¤ssige kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklage (Â§ 54 Abs.
1 und 4 SGG) â�� an der erstinstanzlich noch begehrten Feststellung (vgl. Â§ 55
Abs. 1 Nr. 3 SGG) hat die KlÃ¤gerin im Berufungsverfahren nicht mehr festgehalten
(vgl. Bl. 72a Senats-Akte) â�� zu Recht abgewiesen. Denn der Bescheid der
Beklagten vom 07.05.2015 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 19.09.2016
ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt die KlÃ¤gerin nicht in ihren Rechten.

Rechtsgrundlage des geltend gemachten Anspruchs auf Verletztengeld ist Â§ 45
Abs. 1 Siebtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VII). Danach wird â�� soweit hier von
Interesse â�� Verletztengeld erbracht, wenn der Versicherte infolge des
Versicherungsfalls arbeitsunfÃ¤hig ist (unfallbedingte ArbeitsunfÃ¤higkeit) und
unmittelbar vor Beginn der ArbeitsunfÃ¤higkeit Anspruch auf Arbeitsentgelt bzw.
Arbeitseinkommen hatte. 

Eine unfallbedingte ArbeitsunfÃ¤higkeit erfordert zum einen das Vorliegen eines
Gesundheitsschadens sowie eines hierfÃ¼r ursÃ¤chlichen Unfallereignisses und
zum anderen einen Kausalzusammenhang zwischen der durch den Unfall
verursachten GesundheitsstÃ¶rung und einer eingetretenen ArbeitsunfÃ¤higkeit.
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Dabei setzt die KausalitÃ¤t nach der im Bereich der gesetzlichen Unfallversicherung
wie allgemein im Sozialrecht geltenden Theorie der wesentlichen Bedingung (hierzu
und zum nachfolgenden: BSG, Urteil vom 12.04.2005, B 2 U 27/04 R, zitiert â�� wie
alle nachfolgenden hÃ¶chstrichterlichen Entscheidungen â�� nach juris) zunÃ¤chst
einen naturwissenschaftlichen Ursachenzusammenhang zwischen dem
Unfallereignis und dem Gesundheitsschaden voraus. Es ist daher in einem ersten
Schritt zu klÃ¤ren, ob der Gesundheitsschaden auch ohne das Unfallereignis
eingetreten wÃ¤re. Ist dies der Fall, war das Unfallereignis fÃ¼r den
Gesundheitsschaden schon aus diesem Grund nicht ursÃ¤chlich. Andernfalls ist in
einem zweiten, wertenden Schritt zu prÃ¼fen, ob das versicherte Unfallereignis
fÃ¼r den Gesundheitsschaden wesentlich war. Denn als im Sinne des Sozialrechts
ursÃ¤chlich und rechtserheblich werden nur solche Ursachen angesehen, die wegen
ihrer besonderen Beziehung zum Erfolg an dessen Eintritt wesentlich mitgewirkt
haben. Gab es neben der versicherten Ursache noch andere, konkurrierende
Ursachen (im naturwissenschaftlichen Sinne), z. B. Krankheitsanlagen, so war die
versicherte Ursache wesentlich, sofern die unversicherte Ursache nicht von
Ã¼berragender Bedeutung war. Eine Ã¼berwiegende oder auch nur gleichwertige
Bedeutung der versicherten gegenÃ¼ber der konkurrierenden Ursache ist damit
fÃ¼r die Annahme des ursÃ¤chlichen Zusammenhangs nicht Voraussetzung.

WÃ¤hrend die anspruchsbegrÃ¼ndenden Tatsachen, u. a. die schÃ¤digende
Einwirkung (Arbeitsunfall) und die als Unfallfolge geltend gemachte
GesundheitsstÃ¶rung erwiesen sein mÃ¼ssen, also bei vernÃ¼nftiger AbwÃ¤gung
des Gesamtergebnisses des Verfahrens der volle Beweis fÃ¼r das Vorliegen der
genannten Tatsachen erforderlich ist, genÃ¼gt hinsichtlich des ursÃ¤chlichen
Zusammenhangs eine hinreichende Wahrscheinlichkeit (vgl. u. a. BSG, Urteil vom
30.04.1985, 2 RU 43/84). Das bedeutet, dass bei vernÃ¼nftiger AbwÃ¤gung aller
wesentlichen Gesichtspunkte des Einzelfalls mehr fÃ¼r als gegen einen
Ursachenzusammenhang sprechen muss, wobei dieser nicht schon dann
wahrscheinlich ist, wenn er nicht auszuschlieÃ�en oder nur mÃ¶glich ist (vgl. BSG,
Urteil vom 02.11.1999, B 2 U 47/98 R; Urteil vom 02.05.2001, BÂ 2 U 16/00 R). Kann
ein behaupteter Sachverhalt nicht nachgewiesen oder der ursÃ¤chliche
Zusammenhang nicht wahrscheinlich gemacht werden, so geht dies zu Lasten des
Beteiligten, der aus diesem Sachverhalt Rechte herleitet, bei den
anspruchsbegrÃ¼ndenden Tatsachen also zu Lasten des jeweiligen KlÃ¤gers (vgl.
BSG, Urteil vom 27.06.1991, 2 RU 31/90).

Ausgehend von diesen GrundsÃ¤tzen, besteht seit dem 03.06.2013 keine
ArbeitsunfÃ¤higkeit wegen unfallbedingter Verletzungen.

Zum einen bescheinigte bereits der die KlÃ¤gerin wegen der Beschwerden am
linken Unterschenkel und Sprunggelenk behandelnde Arzt V ArbeitsfÃ¤higkeit ab
03.06.2013. 

Zum anderen sind die Beschwerden (Schmerzen, BewegungsstÃ¶rungen,
KÃ¤ltegefÃ¼hl) am linken Unterschenkel und Sprunggelenk, die die KlÃ¤gerin
Ã¼ber den 02.06.2013 hinaus geltend macht, nicht durch den Arbeitsunfall (Â§ 8
Abs. 1 SGB VII) verursacht. Denn traumatische VerÃ¤nderungen von anatomischen
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Strukturen (Knochen, Muskeln, Sehnen, BÃ¤nder) des linken Unterschenkels und
Sprunggelenks, die diese Beschwerden erklÃ¤ren kÃ¶nnten, wurden zeitnah zum
Unfallereignis gerade durch die umfangreich und von verschiedenen Ã�rzten
durchgefÃ¼hrten klinischen und radiologischen Untersuchungen (klinischer
Erstbefund und RÃ¶ntgen vom Unfalltag, Sonographie vom 10.05.2013, MRT vom
21.05.2013) ausgeschlossen. Nachgewiesen wurde lediglich ein HÃ¤matom
(Pschyrembel, 268. Auflage, S. 660: Ansammlung von Blut im Gewebe) an der
linken Wade/dem linken Unterschenkel, das sich in der MRT vom 21.05.2013 in
Form eines leichten
KontusionsÃ¶dems â�� und entgegen den AusfÃ¼hrungen der KlÃ¤gerin nicht in
Form eines KnochenmarkÃ¶dems; ein solches wurde erstmals in der MRT vom
15.07.2014 erwÃ¤hnt â�� der lateralen Muskulatur des subkutanen â�� also unter
der Haut befindenden â�� Fettgewebes zeigte und auf Grund dessen sowohl K als
auch die nachfolgend bis Juni 2013 behandelnden Ã�rzte (lediglich) eine Prellung
des linken Unterschenkels diagnostizierten. Diese allein ist Folge des Arbeitsunfalls.

Auch in der wegen fortbestehender Schmerzhaftigkeit vor allem des linken OSG
durchgefÃ¼hrten MRT-Untersuchung im September 2013 â�� 5 Monate nach dem
Unfall â�� zeigte sich sowohl nach Auswertung der Ã�rzte der BGU als auch des
gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen P1 keine Verletzung von Knochen, Sehnen und
BÃ¤ndern. Die Sehnen und Strukturen der Bandapparate medial und lateral kamen
â�� wie P1 in Ansehung der hiermit Ã¼bereinstimmenden Befundung der Ã�rzte
der BGU fÃ¼r den Senat schlÃ¼ssig und nachvollziehbar dargelegt hat â��
durchgÃ¤ngig ohne begleitende, vermehrte FlÃ¼ssigkeitseinlagerung zur
Darstellung. 

Insbesondere ein Peroneussehnen-Schaden ist zeitnah zum Unfallereignis nicht
objektiviert. Dieser wurde â�� wie P1 auch fÃ¼r den Senat nach Auswertung der
umfangreichen klinischen und radiologischen Befunde und bestÃ¤tigt von A1
Ã¼berzeugend dargelegt hat â�� erstmals 17 Monate nach dem Unfallereignis in
der MRT vom September 2014 objektiviert und anschlieÃ�end in der OP im Oktober
2014, indes gerade nicht in der nach dem Unfall zeitnah durchgefÃ¼hrten MRT vom
Mai 2013 gesichert. Ungeachtet der Frage, ob die LÃ¤ngsruptur dieser Sehne auf
eine rein degenerative Verursachung (so K1, K2 und P1) oder â�� (nur) im Falle
eines Supinationstraumas (Pschyrembel, a.a.O., S. 1717: Distorsion des FuÃ�es mit
Supination â�� AuswÃ¤rtsdrehung â�� des Mittel- und RÃ¼ckfuÃ�es) â�� auf eine
traumatische Ursache zurÃ¼ckzufÃ¼hren sein kann (so A1 unter Verweis auf
medizinische Literatur aus dem Jahr 2017), besteht jedenfalls schon kein enger
zeitlicher Zusammenhang zwischen der Erstdiagnose des Peroneussehnen-
Schadens im Herbst 2014 und dem Unfallereignis vom FrÃ¼hjahr 2013. DarÃ¼ber
hinaus ist A1 in Ansehung des von der KlÃ¤gerin ihm gegenÃ¼ber geschilderten
Unfallhergangs und des in der MRT vom Mai 2013 lateral am Unterschenkel
sichtbaren KontusionsÃ¶dems fÃ¼r den Senat nachvollziehbar davon ausgegangen,
dass ein Supinationstrauma des linken FuÃ�es gerade nicht erfolgt ist und auch
daher kein Ursachenzusammenhang zwischen dem Peroneussehnen-Schaden und
dem Unfallereignis besteht. Auch P1 hat â�� was das SG zutreffend ausgefÃ¼hrt
hat â�� in seinem Gutachten unter BerÃ¼cksichtigung des klinischen Erst- und der
zeitnah nachfolgenden Befunde sowie der Anatomie der das FuÃ�gelenk
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umgebenden Strukturen Ã¼berzeugend dargelegt, dass zeitnah nach dem
Unfallereignis kein Peroneussehnen-Schaden vorlag. Denn diese Sehnen bzw. die
Musculi peronei sind â�� so P1 â�� fÃ¼r die FuÃ�senkung sowie die
FuÃ�auÃ�enrandhebung und Abduktion zustÃ¤ndig. Die Sehnen dieser Muskeln
verlaufen seitlich hinter dem AuÃ�enknÃ¶chel, zunÃ¤chst die Achillessehne und
teilweise direkt Ã¼ber den Peroneussehnen der AuÃ�enbandapparat des
Sprunggelenkes. Bereits der am Unfalltag erhobene Erstbefund einer vollen Kraft
der FuÃ�senker und der unauffÃ¤llige Tastbefund Ã¼ber der Achillessehne, die â��
wie P1 dargelegt hat â�� in enger anatomischer Nachbarschaft zu den
Peroneussehnen liegt, sprechen daher bereits gegen eine unfallursÃ¤chliche
Verletzung des erst nach Ã¼ber einem Jahr nach dem Unfall diagnostizierten
Peroneussehnen-Schadens. Gleiches belegen nach den schlÃ¼ssigen und
nachvollziehbaren AusfÃ¼hrungen von P1 die Befunde vom Mai 2013, wonach der
Druckschmerz nicht Ã¼ber dem AuÃ�en-, sondern Ã¼ber dem InnenknÃ¶chel
angegeben wurde, ein schmerzfreies Anheben des FuÃ�auÃ�enrandes (Pro- und
Supination) mÃ¶glich war und sich kein reproduzierbarer Druckschmerz im Bereich
des Sprunggelenkes bei uneingeschrÃ¤nktem Zehenspitzengang zeigte. Diese
zeitnah zum Unfallereignis erhobenen klinischen Befunde sind damit vereinbar, dass
die SchÃ¤digung anatomischer Strukturen (Knochen, Muskeln, Sehnen, BÃ¤nder)
durch mehrfache rÃ¶ntgenologische und kernspintomographische Untersuchungen
ausgeschlossen wurde.

Soweit die KlÃ¤gerin in diesem Zusammenhang auf die â��spÃ¤testens im Jahr
2014â�� objektivierten Hinweise auf eine AuÃ�enbandlÃ¤sion hingewiesen hat und
damit ihr Klagebegehren zu stÃ¼tzen versucht (Bl. 105 der Senatsakte), greift diese
Argumentation aus den vorgenannten GrÃ¼nden nicht durch. Soweit sie unter
Vorlage des Arztbriefes von V vom 28.04.2020 zunÃ¤chst noch gemeint hat, es sei
eine Nachbefundung bzw. erneute Auswertung der MRT-Aufnahmen vom
21.05.2013 durch den Radiologen des Radiologischen Zentrums E1 erforderlich und
zur BegrÃ¼ndung angefÃ¼hrt hat, es sei ursprÃ¼nglich kein Augenmerk auf
mÃ¶gliche Verletzungen von BÃ¤ndern und Sehnen (AuÃ�enbandlÃ¤sion) gelegt
worden (Bl. 105 ff. der Senatsakte), hat sie daran nicht mehr festgehalten. Denn
ausweislich des MRT-Berichtes des Radiologen des Radiologischen Zentrums E1
vom 21.05.2013 â�� worauf der Senat hingewiesen hat â�� wurde die gesamte
linke untere ExtremitÃ¤t mit den mittels MRT sichtbaren Strukturen untersucht und
ausgewertet.

Auch die von der KlÃ¤gerin vorgelegten Arztberichte der BGU vom 07.03.2017 und
27.04.2017, in denen die dortigen Ã�rzte die Diagnose â��Bewegungs- und
Belastungsdefizit des linken oberen Sprunggelenks nach Anpralltrauma von April
2013â�� mitteilten (Bl. 128/131 der Senatsakte), fÃ¼hren zu keiner anderen
Beurteilung. Wie sich der Anamnese in diesen Berichten entnehmen lÃ¤sst, hat die
KlÃ¤gerin dort bei den Untersuchungen angegeben, ihr sei bei dem Unfall eine
schwere Eisenplatte â��gegen das Sprunggelenkâ�� gefallen und hierdurch habe
sie sich eine Ruptur der Peroneussehne zugezogen. Die Ã�rzte sind daher allein auf
Grund dieses von der KlÃ¤gerin wiedergegebenen Unfallhergangs â�� ohnehin ohne
weitere BegrÃ¼ndung â�� von einer UnfallursÃ¤chlichkeit ausgegangen. Indes hat
die KlÃ¤gerin im Jahr 2013, im Klage- (Bl. 76 der SG-Akte) und Berufungsverfahren
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(Bl. 34 der Senatsakte) sowie bei der Begutachtung im Januar 2020 stets
angegeben, ihr sei die Klappe der Gitterbox hinten an den Unterschenkel/die Wade
geprallt, was der Senat damit Ã¼bereinstimmend hier auch zu Grunde legt. 

Auch GefÃ¤Ã�schÃ¤den der linken unteren ExtremitÃ¤t, die die fortbestehenden
Beschwerden der KlÃ¤gerin erklÃ¤ren kÃ¶nnten â�� insbesondere
Verschlusskrankheiten der GefÃ¤Ã�e in Form der von der KlÃ¤gerin als
unfallursÃ¤chlich behaupteten pAVK -, wurden Ã¤rztlicherseits nicht nachgewiesen,
sondern vielmehr mittels der im MÃ¤rz 2015 durchgefÃ¼hrten
gefÃ¤Ã�chirurgischen MR-Angiographie ausgeschlossen. Hierauf gestÃ¼tzt und auf
die ebenfalls von A1 bei der Begutachtung im Januar 2020 durchgefÃ¼hrte ABI-
Messung mit regelrechten VerhÃ¤ltnissen (Seite 4 des Gutachtens) ist auch dieser
fÃ¼r den Senat Ã¼berzeugend zu dem Ergebnis gelangt, dass kein Anhalt fÃ¼r
eine pAVK besteht. Auf welcher Grundlage dem entgegen die K4 im
Entlassungsbericht vom MÃ¤rz 2019 davon ausgegangen ist, dass bei der KlÃ¤gerin
eine (wohlbemerkt: unklare) posttraumatische DurchblutungsstÃ¶rung im Sinne
einer traumatischen pAVK vorliegt, ist fÃ¼r den Senat nicht nachvollziehbar. Daran
Ã¤ndert auch der Arztbrief von S4 aus Juli 2019 nichts. Soweit er dort eine
abschlieÃ�ende Bewertung durch einen GefÃ¤Ã�chirurgen fÃ¼r erforderlich
gehalten hat, ist diese bereits im MÃ¤rz 2015 erfolgt. Im Ã�brigen hat S4 klar und
unmissverstÃ¤ndlich ausgefÃ¼hrt, dass kein definitiver Zusammenhang zwischen
dem streitigen Unfallereignis und einer Verletzung von GefÃ¤Ã�en festgestellt
werden kann. Soweit die KlÃ¤gerin behauptet hat, (bereits) im Jahr 2013 sei eine
traumatische, unfallbedingte DurchblutungsstÃ¶rung diagnostiziert worden,
entbehrt auch diese Behauptung jeder Tatsachengrundlage. Einen entsprechenden
Befundbericht hat sie trotz Aufforderung des Senats nicht vorgelegt. Die
Behauptung ist ohnehin durch die Befunde der MR-Angiographie vom MÃ¤rz 2015
widerlegt.

Soweit die KlÃ¤gerin die mit einer pAVK verbundenen Schmerzen als Unfallfolge
geltend gemacht hat, geht dies bereits aus den zuvor dargelegten GrÃ¼nden ins
Leere.

NervenschÃ¤den wurden durch die neurologische Untersuchung von G2 ebenfalls
ausgeschlossen. 

Soweit die KlÃ¤gerin die chronische Schmerzerkrankung mit psychischen und
somatischen Faktoren als Unfallfolge geltend gemacht hat, weist der Senat darauf
hin, dass diese nach den schlÃ¼ssigen und nachvollziehbaren AusfÃ¼hrungen des
von der KlÃ¤gerin benannten gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen A1 wie auch der
Ã�rzte der BGU (Mai 2014) und der G und R nicht Unfallfolge ist. Auch hat sonst
keiner der mit der Sache befassten Ã�rzte einen Ursachenzusammenhang mit dem
Arbeitsunfall gesehen. Soweit die KlÃ¤gerin behauptet hat, S2 habe eine solche
Schmerzerkrankung im Jahr 2014 diagnostiziert und als durch den Arbeitsunfall
verursacht angesehen, folgt dem der Senat nicht. In seinem Bericht vom
04.06.2014 diagnostizierte er vielmehr einen Reizzustand der distalen Tibia. Soweit
er diesen ursÃ¤chlich auf die durch den Arbeitsunfall erlittene Prellung
zurÃ¼ckfÃ¼hrte, ist diese Annahme durch die gerichtlichen
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SachverstÃ¤ndigengutachten von P1 und A1 widerlegt. Soweit die KlÃ¤gerin
behauptet hat, alle SachverstÃ¤ndigen hÃ¤tten die unfallbedingte
Schmerzerkrankung verkannt, da sie hierfÃ¼r nicht Ã¼ber die erforderliche
Qualifikation verfÃ¼gen wÃ¼rden und die Gutachten nicht nach der AWMF-Leitlinie
fÃ¼r die Ã¤rztliche Begutachtung von Menschen mit chronischen Schmerzen
erstattet worden seien (Bl.Â 127 der Senatsakte), greift auch dieser Einwand nicht
durch. Die KlÃ¤gerin selbst hat A1 nach Â§ 109 SGG als Arzt zum Beweis der
Tatsache benannt, dass das Unfallereignis wesentliche Bedingung insbesondere
auch ihrer chronischen SchmerzstÃ¶rung sei. A1 hat die Diagnose einer chronischen
SchmerzstÃ¶rung mit psychischen und somatischen Faktoren der linken unteren
ExtremitÃ¤t â�� ebenso wie schon der Ã�rzte der BGU im Mai 2014 â�� gerade
bestÃ¤tigt. Dass er indes in seinem Gutachten nicht zu dem von der KlÃ¤gerin
gewÃ¼nschten Ergebnis gelangt ist, sondern fÃ¼r den Senat Ã¼berzeugend und
mit den Ã�rzten der BGU sowie den G und R Ã¼bereinstimmend dargelegt hat, dass
die SchmerzstÃ¶rung nicht Unfallfolge ist, hat nichts mit einer fehlenden
Qualifikation zu tun. Die KlÃ¤gerin selbst hat in ihrem gesamten Vortrag stets
dargetan, dass ihre Schmerzen (ausschlieÃ�lich) auf strukturelle Verletzungen ihrer
linken unteren ExtremitÃ¤t zurÃ¼ckfÃ¼hren seien (pAVK, Peroneussehnen-
Verletzung, AuÃ�enbandlÃ¤sion). Indes wurden solche strukturellen Verletzungen
â�� wie bereits dargelegt â�� in zeitnahem Zusammenhang mit dem Unfallereignis
durch alle Ã¤rztlichen Untersuchungen ausgeschlossen. Im Ã�brigen wird in der von
der KlÃ¤gerin benannten AWMF-Leitlinie zwischen Schmerzen durch eine
GewebeschÃ¤digung, Schmerzen bei GewebeschÃ¤digung mit psychischer
KomorbiditÃ¤t und Schmerz als Leitsymptom einer primÃ¤ren psychischen
Erkrankung unterschieden, deren Voraussetzungen hier allesamt zeitnah zum Unfall
gerade nicht nachgewiesen sind. Eine GewebeschÃ¤digung wurde
â�� wie dargelegt â�� ausgeschlossen und eine primÃ¤re â�� also zeitnah durch
den Unfall erlittene â�� psychische Erkrankung von keinem der Ã�rzte
diagnostiziert.

Soweit die KlÃ¤gerin eine â��psychische Fehlverarbeitungâ�� als Unfallfolge
geltend macht (Bl. 62 und 171 der Senatsakte) â�� eine Diagnose nach dem ICD
10-Code nennt sie nicht â�� und eine solche aus dem Gutachten des K2 (Angabe
subjektiver Beschwerden der KlÃ¤gerin) und dem Befundbericht des B3 Ã¼ber die
ambulante Behandlung vom 22.04.2021 abzuleiten versucht, wonach sie sich selbst
ein Abtrainieren der UnterarmgehstÃ¼tzen wÃ¼nscht und dieses auch von B3
empfohlen wurde (Bl. 174/175 der Senatsakte), kann dies der Senat nicht
ansatzweise nachvollziehen. Eine solche Fehlverarbeitung als GesundheitsstÃ¶rung
lÃ¤sst sich weder aus dem Gutachten des K2 noch aus dem Ã¤rztlichen Bericht des
B3 â�� und im Ã�brigen auch aus keiner anderen Ã¤rztlichen Stellungnahme â��
ableiten. Sie wird mit keinem Wort erwÃ¤hnt. 

Aus den vorgenannten GrÃ¼nden besteht auch keine Veranlassung zur
DurchfÃ¼hrung weiterer Ermittlungen auf
psychiatrischem/schmerztherapeutischem oder gefÃ¤Ã�chirurgischem Fachgebiet.
Ins Blaue hinein muss der Senat ohnehin nicht ermitteln (vgl. nur BSG, Urteil vom
15.09.2011, BÂ 2 U 22/10 R).
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Soweit die KlÃ¤gerin vorgetragen hat, dass fÃ¼r sie unerheblich sei, welche
Verletzungen Ursache fÃ¼r ihre Beschwerden seien, weist der Senat â�� wie schon
die Beklagte (Bl. 44 der Senatsakte) â�� darauf hin, dass es fÃ¼r die GewÃ¤hrung
von Leistungen aus der gesetzlichen Unfallversicherung gerade
entscheidungserheblich ist, welche Verletzungen durch den Arbeitsunfall verursacht
wurden und zu welchen â�� verbliebenen â�� Funktionsdefiziten diese gefÃ¼hrt
haben. Die Ursache ist daher mitnichten â��unerheblichâ��.

Allein der Umstand, dass die von der KlÃ¤gerin geklagten Beschwerden in der
linken unteren ExtremitÃ¤t zeitlich nach dem Unfall aufgetreten sind, kommt fÃ¼r
deren UnfallursÃ¤chlichkeit keine maÃ�gebliche Bedeutung zu. Der erforderliche
Unfallursachenzusammenhang kann nicht rein zeitlich begrÃ¼ndet werden, sondern
muss sachlich-rechtlich nachvollziehbar sein. Dem entsprechend besteht auch kein
irgendwie gearteter Anscheinsbeweis, dass von einer bestimmten Einwirkung auf
die berufliche Verursachung der Erkrankung geschlossen werden kÃ¶nnte (BSG,
Urteil vom 07.09.2004, B 2 U 34/03 R).

Ein Anspruch auf Verletztengeld Ã¼ber den 02.06.2013 hinaus besteht nach
alledem nicht.

Da die geltend gemachten Beschwerden nicht Folge des Arbeitsunfalls sind, besteht
auch kein Anspruch auf Verletztenrente nach Â§ 56 Abs. 1 SGB VII. Voraussetzung
fÃ¼r einen solchen ist, dass die ErwerbsfÃ¤higkeit des Versicherten infolge eines
Versicherungsfalls Ã¼ber die 26. Woche nach dem Versicherungsfall hinaus um
wenigstens 20 vom Hundert gemindert ist. Folgen des Versicherungsfalls vom
15.04.2013 Ã¼ber die 26. Woche hinaus sind nicht verblieben. Insoweit wird auf die
obigen AusfÃ¼hrungen verwiesen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor. 

Erstellt am: 25.01.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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